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Begutachtungsentwurf FMA-Rundschreiben zu Meldepflichten zur Prävention von Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung
Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir danken für die Übermittlung des Begutachtungsentwurfs des Rundschreibens zu Meldepflichten zur Prävention von Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung und dürfen dazu folgende Stellungnahme abgeben. 
RZ 9 und 10

Grundsätzlich ist die beispielhafte Aufzählung von möglichen Auffälligkeiten, die zu einem Verdacht auf Geldwäscherei oder Terrorismusfinanzierung führen können, als Orientierungshilfe sehr zu begrüßen. Jedoch legen die RZ 9 und 10 den Kreditinstituten die Pflicht auf, jede der genannten zahlreichen Konstellationen bzw. Sachverhalte zu erkennen und in Hinblick auf die Erstattung einer Verdachtsmeldung zu prüfen. 
 
Wir würden daher höflich dafür plädieren, die entsprechenden Formulierungen der RZ 9 und 10 so zu adaptieren, dass der Gedanke der Orientierungshilfe, was denn beispielsweise Anhaltspunkt für allfällige Verdachtsmomente sein kann, noch mehr im Vordergrund steht. Wir schlagen in diesem Sinne folgende alternative Formulierung vor:
 
RZ 9: „In Rz 13 f werden als Orientierungshilfe Konstellationen im Zusammenhang mit Geschäften, Transaktion und Geschäftsbeziehungen aufgelistet, die seitens der Verpflichteten als „auffällig“ zu erkennen sind und, sofern sie sich nicht plausibilisieren lassen, eine Meldepflicht auslösen. den Verpflichteten dabei helfen sollen, Sachverhalte als „auffällig“ im Sinne der Prävention von Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung zu erkennen und die bei Verdacht eine Meldepflicht auslösen.“ 
 
RZ 10: „Entsprechende Konstellationen sind seitens der Verpflichteten jedenfalls zu erkennen. Sie werden regelmäßig können entweder unmittelbar im Rahmen des Kundenkontaktes, etwa im Zuge der Begründung der Geschäftsbeziehung oder bei Aktualisierung der KYC-Informationen oder im Rahmen der kontinuierlichen Überwachung der Geschäftsbeziehung mithilfe von automationsunterstützten Monitoringsystemen und/oder von manuellen Kontrollen auffallen (müssen).“
In RZ 10 wird seitens der FMA ausgeführt, dass die unter RZ 13 angeführten

Auffälligkeiten betreffend Geschäftsbeziehungen, Geschäfte und Transaktionen

jedenfalls zu erkennen sind. Auch wenn grundsätzlich beizupflichten ist, dass die in

RZ 13 aufgezählten Auffälligkeiten durch regelmäßigen Kundenkontakt, bei

Begründung der Geschäftsbeziehung, der kontinuierlichen Überwachung bzw. bei der

Aktualisierung der KYC-Informationen erkannt werden können, so ist schon allein auf

Grundlage der Anwendung des risikobasierten Ansatzes ein Erkennen jeglicher

Konstellation von Auffälligkeiten in RZ 13 bei jedem Kunden nicht möglich. Zudem

muss auch der Unterscheidung zwischen dem Erkennen von Transaktionen im

Rahmen der vereinfachten und verstärkten Sorgfaltspflichten Rechnung getragen

werden. 
So ist gemäß § 8 Abs 3 FM-GwG bei der Anwendung vereinfachter

Sorgfaltspflichten jedenfalls sicherzustellen, dass Transaktionen und

Geschäftsbeziehungen in ausreichendem Umfang überwacht werden, um die

Aufdeckung ungewöhnlicher oder verdächtiger Transaktionen zu ermöglichen.

Bei Anwendung der verstärkten Sorgfaltspflichten müssen die Verpflichteten gemäß                § 9 Abs 3 FM-GwG zudem Hintergrund und Zweck aller komplexen und

ungewöhnlich großen Transaktionen und aller ungewöhnlichen Muster von

Transaktionen ohne offensichtlichen wirtschaftlichen oder rechtmäßigen Zweck

untersuchen, soweit dies im angemessenen Rahmen möglich ist. Um zu bestimmen,

ob diese Transaktionen oder Tätigkeiten verdächtig sind, haben die Verpflichteten

insbesondere den Umfang und die Art der Überwachung der Geschäftsbeziehung zu verstärken. Die Unterscheidung muss insbesondere bei folgenden Punkten getroffen werden:

- Geschäfte und Transaktionen, die keinen offenkundigen wirtschaftlichen Zweck

verfolgen;

- Mittelbewegungen, die nicht mit dem wirtschaftlichen Hintergrund des Kunden in

Einklang stehen;

- Abweichungen des tatsächlichen Kundenverhaltens vom zu erwartenden

Kundenverhalten, z.B. im Hinblick auf tatsächlich durchgeführte Transaktionen und

Geschäfte

Unter Anwendung des risikobasierten Ansatzes, wird es daher auch nicht immer

möglich sein zweifelsfrei bei jedem Kunden „Geschäfte und Transaktionen, die keinen

offenkundigen wirtschaftlichen Zweck verfolgen“ zu erkennen.

Auch bei Mittelbewegungen, die nicht mit dem wirtschaftlichen Hintergrund des

Kunden in Einklang stehen, wird nicht jede Einzeltransaktion diesbezüglich von der

Bank bewertet werden können.
RZ 12
Nicht ganz klar ist, worauf das Wort "dies" und damit einhergehend die Dokumentationsverpflichtung im letzten Spiegelstrich referenziert: Auf alle übrigen angeführten oder bloß den vorangehenden Spiegelstrich. Dies sollte z.B. durch präzisere Angaben im letzten Spiegelstrich klargestellt werden.

RZ 13
Der Einleitungssatz zur RZ 13 lautet wie folgt:

"Beispiele für Auffälligkeiten betreffend Geschäftsbeziehungen, Geschäfte und Transaktionen:" 

Hier wäre statt "und" im Einleitungssatz das Wort "oder" passender, da sich nicht jeder angeführte Punkt in der RZ 13 auf alle drei angegebenen Vorgänge (Geschäftsbeziehungen, Geschäfte, Transaktionen) gleichermaßen bezieht.

RZ 13

Auf Seite 7 im 3. Absatz stellt sich die Frage, was unter Geschäften, die „eine erhebliche nicht plausible geographische Distanz zwischen Verpflichteten und Wohnsitz/Hauptsitz des Kunden aufweisen“ zu verstehen ist. Plausibel ist eine geographische Distanz zwischen Versicherer und Kunde ja bereits durch dessen fernen Wohnsitz gegeben. Durch die Formulierung „Geschäfte, deren Abschluss aufgrund einer erheblichen geographischen Distanz zwischen Verpflichtetem und Wohnsitz/Hauptsitz des Kunden nicht plausibel erscheint“ kommt besser zum Ausdruck, worin die Plausibilität liegen soll.
RZ 13

Bei RZ 13, 20. Spiegelstrich, ersuchen wir auf „risikobehaftete“ Abweichungen

abzustellen und daher wie folgt zu ergänzen:
„- risikobehaftete Abweichungen des tatsächlichen Kundenverhaltens vom zu

erwartenden Kundenverhalten, z.B. im Hinblick auf tatsächlich durchgeführte

Transaktionen und Geschäfte;“
RZ 13 
In RZ 13, 2. Unterpunkt Seite 8 wird von „Export-/Importfinanzierung von Hochrisikogütern“ gesprochen. Wir ersuchen um Erläuterung was genau unter dem Begriff „Hochrisikogütern“ zu verstehen ist, da dieser Begriff bislang in der Gesetzesterminologie des FM-GwG nicht verwendet wurde.
RZ 13

Auf Seite 8 im 7. Absatz ist die Rede von einem „Land der Geschäftsbeziehung“. Es stellt sich die Frage, welches Land hier gemeint ist – das Land der Risikobelegenheit, das Land des Verpflichteten (Sitz des Versicherers) oder das Land, in dem der Vertrag vermittelt wurde? 

Hier wäre eine Klarstellung wünschenswert.  Außerdem scheint dieser Absatz auf das gleiche Risiko hinauszuwollen wie bereits der obige Absatz von Seite 7.

RZ 13 und 55 

Generell würden wir ersuchen die Zuständigkeiten zwischen BKA und OeNB näher darzulegen. So wird beispielsweise folgendes unter Auffälligkeiten betreffend Geschäftsbeziehungen, Geschäfte und Transaktionen genannt: 

„Export-/Importfinanzierung von Hochrisikogütern bzw. in Länder, die Sanktionen, Embargos oder ähnlichen Maßnahmen internationaler Organisationen im Bereich der Bekämpfung der Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung unterworfen sind;“

UE handelt es sich bei Sanktionen und Embargos um einen eigenen Themenbereich, der nicht notwendigerweise mit AML/CTF in Verbindung stehen muss. Dies wäre also seitens der Verpflichteten als „auffällig“ zu erkennen und würde, sofern es sich nicht plausibilisieren lässt, eine Meldepflicht auslösen, dabei stellt sich die Frage nach der zuständigen Behörde. Die zuständige Behörde für Sanktionen und Embargos ist aus unserer Sicht die OeNB, sofern nicht etwa zusätzlich auch ein GW/TF Bezug vorliegt.
RZ 16
„Sämtliche Handlungen vom Erkennen der Auffälligkeit bis hin zu einer möglichen Plausibilisierung oder der Erstattung der Verdachtsmeldung sind nachvollziehbar zu dokumentieren.“

Diese Verpflichtung darf nicht soweit führen, dass die verpflichteten Unternehmen damit beschäftigt sind unzählige Aktenvermerke zu jeglichem Alert bzw. sonst zur Kenntnis gelangenden Auffälligkeit zu schreiben. Es muss zur Nachvollziehbarkeit (für einen mit investigativen Tätigkeiten firmen Mitarbeiter) genügen, dass die Unterlagen, die zur Plausibilisierung herangezogen werden, aufgehoben werden, und allenfalls in einer kurzen Begründung festgehalten wird, warum dieser Fall plausibel erscheint. Im Falle einer Anzeige ergibt sich der Verdacht und die Überlegungen dazu aus der Anzeige selbst, denn das BKA (Geldwäschemeldestelle) fordert eine nachvollziehbare Sachverhaltsdarstellung. Bei angezeigten Fällen muss es daher genügen, die Anzeige (Sachverhaltsdarstellung) und sämtliche mitgesendete bzw. vom Kunden erhaltenen Unterlagen und Auskünfte aufzubewahren.

Alles andere würde zu einem massiven und unverhältnismäßigen Aufwand führen, ohne dass daraus ein Mehrwert im Sinne von weiteren verwertbaren Erkenntnissen für den Verdachtsfall gezogen werden kann.

Wir ersuchen daher zur Klarstellung folgenden Satz zu ergänzen: „Die Art und Weise der Dokumentation obliegt den Verpflichteten“.
RZ 17

Unserer Ansicht nach sollte hier klarer hervorgehoben werden, dass die Dokumentation nichts ist was von der Höhe der Transaktion abhängig ist, sondern immer vom Einzelfall – auch großvolumige Transaktionen können in bestimmten Fällen basierend auf dem wirtschaftlichen Hintergrund plausibilisiert werden ohne dass eine Urkunde dazu notwendig wäre.
Gerade im Fall einer Erbschaft kann es eben auch nicht erforderlich sein, eine Einantwortungsurkunde vom Kunden einzuholen. Der Kunde ist uE erst dann zu kontaktieren, wenn seine Angaben ohne zusätzliche Unterlagen nicht geprüft werden können. Geht z.B. der zu veranlagende Wert von einem Notar und im Verwendungszweck unter Anführung einer Verlassenschaftsgeschäftszahl eines Gerichtes bei der Bank ein, ist es plausibilisiert genug, dass dieses Geld in einem ordnungsgemäßen Verlassenschaftsverfahren abgehandelt wurde. Der Notar ist in diesem Zusammenhang übrigens auch Gerichtskommissär und übt daher eine behördliche Funktion aus. Hier Geldwäsche zu unterstellen wäre weder vom risikobasierten Standpunkt angebracht noch naheliegend. Die zusätzliche Einholung der Einantwortungsurkunde würde in diesem Beispiel auch keinen Mehrwert darstellen, sondern vielmehr die Freigabe/Buchung des Geldes unnötig zum Nachteil des Kunden verzögern.

Wir ersuchen daher den Satz wie folgt umzuformulieren (anstelle „so wird“)
„So kann bspw auch die (schlüssige) Darstellung des Kunden zur Mittelherkunft auch anhand geeigneter Unterlagen erforderlich sein.“ 
RZ 18 
Die Formulierung „….dass sie auch inhaltlich und im zeitlichen Zusammenhang geeignet sind,…“ darf nicht in jedem Fall dazu führen, dass an die Aktualität von Unterlagen speziell bei Einzelprüfungen von Transaktionen so strenge Maßstäbe angesetzt werden wie bei der Aktualität von Unterlagen bei einer Kontoeröffnung (zB ausländische Unternehmensunterlagen nicht älter als 6 Wochen etc.). 
Dies würde speziell bei Einzeltransaktionen die online (ex ante) aufgehalten werden, zu einem unzumutbaren, langen Aufhalten von Transaktionen (auch im Hinblick auf die Verpflichtungen gemäß ZaDiG) führen. Vielmehr muss es ausreichend sein, wenn sich aus einer Gesamtschau der Unterlagen (hier könnte es sich bspw. um eine Kombination von aktuellen und älteren Unterlagen handeln) und der Aussage des Kunden die Plausibilität für die einzelne Transaktion ergibt.     

RZ 20

Hier sollte bitte klar festgehalten werden, dass „zeitnah“ nicht strikt an einer Tages- oder Stundenanzahl festgemacht werden kann, sondern bei der Beurteilung der Rechtzeitigkeit letztendlich immer auf den Einzelfall abgestellt werden muss. Auch eine unmittelbar verdächtige Transaktion kann mehrere Tage Aufwand verursachen, um relevante Informationen aus Archiven oder IT-Systemen ausheben zu lassen.
In der Praxis ist es oftmals aufgrund der Komplexität des Sachverhaltes nicht immer möglich die Anzeige noch am selben Tag bei der Geldwäschemeldestelle einzubringen. In diesem Zusammenhang ist auch zusätzlich auf die Besetzungszeiten der Geldwäschemeldestelle hinzuweisen.

Die Komplexität eines Sachverhaltes hat aber mit der angeführten Ausnahme der Organisationsstruktur des Verpflichteten nichts zu tun, sondern ergeben sich aus den Umständen des Einzelfalles längere Bearbeitungszeiten.

Wir regen daher folgende Änderung an, die auch die vom Gesetz geforderte Unverzüglichkeit impliziert:

„In der Praxis bedeutet dies, dass die Verdachtsmeldung unter Berücksichtigung der Komplexität des Sachverhaltes oder der spezifischen Organisationsstruktur des Verpflichteten ehestmöglich…..“
RZ 22

UE wird hier zu wenig hervorgehoben, dass § 6 Abs.1 Z 6 und 7 FM-GwG grundsätzlich ausgenommen sind von der „Transaktionsunterlassung“; besonders im Hinblick auf das Thema KYC-Review stellt dies uE eine wesentliche Einschränkung dar.
RZ 26 und 67
Unseres Erachtens sollte das „in Erwägung ziehen“ mit Hinweis auf den § 16 Abs 1 FM-GwG (in Zusammenschau) genannt werden, andernfalls wäre uE die RZ überschießend. 

Es sollte im Rundschreiben bitte stärker zum Ausdruck kommen, dass dieses „in Erwägung ziehen“ wiederum nur in Zusammenschau mit § 16 Abs. 1 erfolgen kann.

Beispiel: Einem Kunden ist es nicht möglich Verifikationsdokumente in einer bestimmten Form beizubringen (zB. in der Unternehmerkette; Dokumente werden nicht rechtzeitig/innerhalb bestimmter Update-Fristen beigebracht - in der Praxis gibt es viele Gründe für unwilliges Kundenverhalten, meistens handelt es sich nicht um die Verschleierung von Tatsachen). Die Bank selbst weiß aufgrund öffentlicher Quellen und Eigenrecherche schon vorab, wer der wirtschaftliche Eigentümer ist, es gibt keinen Zweifel an der Herkunft der Gelder, keine verdeckte Treuhandschaft, es gibt keinen Zweifel an den Transaktionen, keine Auffälligkeiten, keine Verdachtsmomente. Wenn dann aufgrund der formalen Erfordernisse
der Abbruch des KYC Prozesses entschieden wird (seitens der Bank, seitens des Kunden) und die Kundenbeziehung beendet oder gar nicht erst begonnen wird, dann führt die „Erwägung“, eine Verdachtsmeldung zu erstellen, oft zu einem negativen Ergebnis, dh zu keiner Verdachtsmeldung, weil der Verpflichtete aufgrund der bereits vorliegenden Information (Transaktionsanalysen) weiß, dass es sich nicht um einen Meldefall gemäß § 16 FM-GwG handelt. Zudem führen ja die Sicherungsmaßnahmen (z.B. Kontensperre, keine weiteren Geschäfte bis zur Klärung oder Beendigung oder Kontenschließung) bereits auch zur Verhinderung von möglichen weiteren Transaktionen.

Im Meldeformular ist im Übrigen so ein Sachverhalt („Kunde bringt bestimmte KYC Dokumente nicht bei“) auch nicht vorgesehen.

Rz 67 sollte demnach z.B. lauten:
Sofern die Verpflichteten ihren Sorgfaltspflichten gemäß § 6 Abs. 1 Z 1-5 FM-GwG (d.h. im Zusammenhang mit der Identifizierung des Kunden, des wirtschaftlichen Eigentümers bzw. eines Treugebers/Treuhänders sowie mit Zweck und Art der Geschäftsbeziehung bzw. der Mittelherkunft) gegenüber einem Kunden nicht nachkommen oder nachkommen können, haben sie gemäß § 7 Abs. 7 FM-GwG die Erstattung einer Verdachtsmeldung gemäß und in Zusammenschau mit § 16 FM-GWG „in Erwägung“ zu ziehen (zu den weiteren Rechtsfolgen des § 7 Abs. 7 FM-GwG siehe RZ 22). 
UE ist hier das Gesetz noch konkreter und eindeutiger als das RS selbst.
RZ 33

Der Hinweis auf die Maßfigur des „gesetzmäßig agierenden Meldepflichtigen“ sollte bitte
entfallen, da dieser Ausdruck weder in der zitierten Entscheidung (UVS-06/FM/46/15241/2102) noch nach unserem Kenntnisstand in einer sonstigen

einschlägigen Judikatur zur Verletzung der Meldepflicht sich wieder findet und ein

gesetzmäßiges oder ungesetzmäßiges Verhalten jedenfalls immer im Einzelfall

gerichtlich zu überprüfen ist. Des Weiteren gibt es derzeit keine festgelegten objektiven

Kriterien für eine solche Maßfigur.

RZ 68
In RZ 68 ist die Webseite der Geldwäschemeldestelle angeführt. Mittlerweile handelt es sich hierbei um einen „dead link“.
RZ 75

Hier sollte klargestellt werden, dass nur die jeweils für den Sachverhalt in der Meldung

relevanten Unterlagen anzuschließen sind (z.B. Belege zu Transaktionen und sonstige

Unterlagen, die im Zusammenhang mit der Meldung stehen). Bei Meldungen, die in

Zusammenhang mit dem Korrespondenzbankgeschäft stehen, sollte klargestellt

werden, dass von Verpflichteten nur die Einzeltransaktionen inkl. Swiftbeleg

übermittelt werden müssen.
Zu RZ 82, 83:

In RZ 82 wird § 17 Abs. 3 FM-GwG bereits behandelt. Inwiefern ist RZ 83 daher

erheblich?

RZ 86

Hier sollte bitte korrekterweise auf § 17 (Abs 4) anstelle § 16 (Abs 4) FM-GwG verwiesen werden.

RZ 89
Es sollte hier auf Sonderfälle wie z.B. Korrespondenzbankbeziehungen näher eingegangen werden. Wenn eine Korrespondenzbank sehr viele verschiedene Zahlungen von vielen verschiedenen Auftraggebern schickt, sollten nur jene Zahlungen dieses einen Auftraggebers und dieses einen Begünstigten nach einer Verdachtsmeldung einer „neuerlichen Überprüfung unterzogen werden, ob auch diesbezüglich eine Meldepflicht vorliegt“, nicht jedoch alle Zahlungen der Korrespondenzbank, da sich daraus in der Praxis zahlreiche Fragen ergeben würden: wie lange soll dann jede einzelne Transaktion gestoppt werden, wie intensiv ist zu prüfen etc.?  
Darüber hinaus unterliegt die Korrespondenzbankbeziehung zusätzlichen Sorgfaltspflichten. Die Korrespondenzbank ist hier zwar der Kunde, aber sie selbst nicht der Grund/Auslöser für die Verdachtsmeldung, sondern eben der ursprüngliche Auftraggeber und/oder der Endbegünstigte der Zahlung.

Formulierungsvorschlag:

Bei allfälligen weiteren Transaktionen eines Kunden bzw. einer verdächtigen Partei (Auftraggeber/Begünstigter) im Zusammenhang mit einer vorangegangenen Verdachtsmeldung haben die Verpflichteten jeweils neuerlich zu überprüfen, ob (auch diesbezüglich) eine Meldepflicht vorliegt. Gegebenenfalls sind weitere Verdachts- bzw. Nachmeldungen zu erstatten. 

RZ 97

Die letzte RZ des Rundschreibens sollte 97 anstelle 94 lauten.

Wir ersuchen um Berücksichtigung unserer Ausführungen.
Mit freundlichen Grüßen
Dr Franz Rudorfer

Geschäftsführer

Bundessparte Bank und Versicherung 
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